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Gremium Sitzung am Beschlussqualität Abstimmungs-
ergebnis 

Finanz- und Personalausschuss 21.05.2019 Kenntnisnahme  

 
 
Beratungsgegenstand 
 
Grundschule Mailing; 
Programmgenehmigung für die Errichtung der Freisportanlagen 
(Referenten: Herr Engert, Herr Scheuer, Herr Ring) 
 
Antrag: 
 
Die Programmgenehmigung für die Errichtung der Freisportanlagen der Grundschule Mailing wird 
gemäß § 7 i. V. m. der Anlage der Geschäftsordnung zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
gez. 
 
Gabriel Engert 
Berufsmäßiger Stadtrat 
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Finanzielle Auswirkungen: 
 
Entstehen Kosten:  ja   nein 
 
wenn ja, 

Einmalige Ausgaben 
529.410 € 

Mittelverfügbarkeit im laufenden Haushalt 
 

 

Jährliche Folgekosten 
      

 
  im VWH bei HSt:       
  im VMH bei HSt: 211000.940503.1 

Euro: 
      
270.000,00 

Objektbezogene Einnahmen 
(Art und Höhe) 
FAG-Förderung  
ca. 52.530 €  

  Deckungsvorschlag 

von HSt: 900000.041000 

von HSt:       

von HSt:       

Euro: 

257.410 

      

      Zu erwartende Erträge 
(Art und Höhe) 
      

 Anmeldung zum Haushalt 2020 Euro: 
2.000 

 Die Aufhebung der Haushaltssperre/n in Höhe von       Euro für die 
Haushaltsstelle/n (mit Bezeichnung) ist erforderlich, da die Mittel ansonsten nicht ausreichen. 

 Die zur Deckung herangezogenen Haushaltsmittel der Haushaltsstelle (mit Bezeichnung) 
in Höhe von       Euro müssen zum Haushalt 20      wieder angemeldet 

werden. 

 Die zur Deckung angegebenen Mittel werden für ihren Zweck nicht mehr benötigt. 

 
      
 
 
Bürgerbeteiligung: 
 
Wird eine Bürgerbeteiligung durchgeführt:   ja    nein 
 
 
 
 
Kurzvortrag: 
 
Die in der Anlage beigefügte Programmgenehmigung für die Errichtung der Freisportanlagen der 
Grundschule Mailing vom 07.03.2019 wird gemäß § 7 i. V. m. der Anlage der Geschäftsordnung 
(Wertgrenze über 250.000 € bis 500.000 € netto) dem Finanz- und Personalausschuss zur 
Kenntnisnahme vorgelegt. 
 
 
 


